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1933 - 1945: NS-DIKTATUR UND ZWEITER WELTKRIEG 

 
“Allgemeine Zielsetzungen” aus den “Richtlinien der christlich­nationalen 

Gewerkschaften” vom März 1933 (“Essener Programm”) 

1. Der Einzelne. Für den einzelnen Menschen erstreben die christlichen Gewerkschaften die Sicherung 

einer menschenwürdigen Existenz, und zwar in erster Linie durch die Ermöglichung des Erwerbs von 

Eigentum, das ihm einen angemessenen freien Lebens- und Betätigungsraum sichert. 

 

Dann aber ist die möglichste Sicherung der Existenz des einzelnen ein Hauptziel der berufsständisch 

geordneten Gesellschaft und Wirtschaft. 

 

Durch diese Zielsetzung der Existenzsicherung erstreben die christlichen Gewerkschaften für den ein-

zelnen die Verwirklichung seines höchsten Anliegens, nämlich Begründung und Wahrung der Ehre und 

Entfaltung der freien, religiös-sittlichen und berufstüchtigen Persönlichkeit. 

 

2. Die Familie. Die christlichen Gewerkschaften bejahen die naturhafte Bestimmung des Menschen zur 

Familie und erstreben, ihm die Erfüllung dieser Bestimmung zu ermöglichen. 

 

Das erste Mittel zu diesem Ziel ist wiederum die Ermöglichung des Erwerbs von Eigentum, das gerade 

mit Rücksicht auf die Familie vor allem in Grund und Boden, zum mindesten aber in einer hinreichenden 

Wohnung zu bestehen hat. Nach dieser Richtung kann die öffentlich­rechtlich in Berufsständen orga-

nisierte Wirtschaft und Gesellschaft förderlich sein, indem sie durch geeignete Rechtsentwicklung auf 

dem Gebiet des Werkswohnungs­ und Siedlungswesens sich als sichernde Instanz einschaltet. 

 

Die christlichen Gewerkschaften erstreben ferner eine Entwicklung des Arbeitsrechts und der Sozial-

versicherung, die der natürlichen Vorrangstellung des Familienvaters entspricht. Dadurch und durch 

eine entsprechende Orientierung der Sozialpolitik sowie der sozialen Gesetzgebung soll die Zerreißung 

der inneren Einheit der Familie verhütet werden, die heute von seiten der Arbeit der verheirateten Frau 

und seitens der selbständigen Minderjährigen droht. 

 

Unter Beachtung der Wahrheit, daß die beste Familienpolitik die beste Wirtschaftspolitik ist, und vor 

allem aus ihrer christlichen Grundhaltung heraus erstreben die christlichen Gewerkschaften für die Ar-

beiterschaft einen Lebensraum, der dem gesunden Fortpflanzungswillen einer gesund und christlich 

aufgefaßten Ehe dient. Die christlichen Gewerkschaften verwerfen daher eine derartige Ausbreitung 
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und Ausweitung der Frauenarbeit, daß sie zwangsläufig Ehe und Familie abträglich wird. Noch mehr 

ist die Arbeit der verheirateten Frau dann zu verwerfen, wenn sie den Aufgaben der Mutter in der Fa-

milie zuwiderläuft. 

 

Die christlichen Gewerkschaften wollen eine christliche und nationale Erziehung der Jugend. Sie sehen 

das praktische Ziel der Jugenderziehung in der Heranbildung sittlich charaktervoller und lebenstüchti-

ger Menschen. Für alle Schularten, auch für die Berufsschule, ist daher nicht die Anhäufung irgendwel-

chen Wissens oder einer rein technischen Notwendigkeit entscheidend, sondern die Anleitung und 

Übung, das konkrete Leben von wesentlichen und richtigen Gesichtspunkten her zu beurteilen und zu 

gestalten. Deshalb kommen für die christlichen Gewerkschaften nur die Bekenntnisschulen und die 

bekenntnistreue Lehrerschaft als Regelfall in Frage, in jenen Fällen, wo aus sachlichen Gründen dieser 

Forderung nicht Genüge geschehen kann, ist wenigstens durch die Art des Unterrichts und durch die 

Auswahl der Lehrerschaft den genannten obersten Zielpunkten der Pädagogik wirksam Rechnung zu 

tragen. 

 

3. Der Berufsstand 

 

a) Pädagogische und volkspolitische Aufgaben. Der Berufsstand ist wesensgemäß aus einer gesell-

schaftspolitischen Einrichtung zu einer Lebensgemeinschaft zu entwickeln. Diesem Hochziel dient die 

Erfüllung der verschiedenen Aufgaben, welche dem Berufsstand zufallen. Die Heranbildung der kom-

menden Generation erscheint unter diesem Gesichtspunkt als die sachlich und grundsätzlich erste Auf-

gabe. 

 

Die Eigenart des Berufsstandes als einer Lebensgemeinschaft verlangt ferner: die Art der Verteilung 

der Angehörigen der verschiedenen Generationen auf die Arbeitsplätze muß so erfolgen, daß die ver-

schiedenen Lebensalter ihren eigentümlichen Beitrag zur vollen Entfaltung der Berufsgemeinschaft 

leisten können. Unter dieser Rücksicht ist die Belassung der älter werdenden Arbeiter im Beruf keines-

wegs eine Sache des Wohlwollens, sondern eine sachliche Forderung im Hinblick auf die innere Aus-

geglichenheit und Leistungsfähigkeit des Berufsstandes. Letzterer kann aus persönlichen und sachli-

chen Gründen auf die reife Erfahrung und den größeren Verantwortungswillen dieser Kräfte nicht ver-

zichten. 
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Der Berufsstand, als Lebensgemeinschaft aufgefaßt, ist auch die naturgegebene Grundlage zur Schaf-

fung von Ausgleichskassen, die der Einkommensergänzung zum Lebensunterhalt kinderreicher Fami-

lien dienen. 

 

b) Staatspolitische Aufgaben. Die Berufsstände als Lebensgemeinschaft sind die natürlichen Einheits-

körper im Leben der Gesellschaft, vor allem der Wirtschaftsgesellschaft. Deshalb sind sie von sich aus 

Träger öffentlich-­rechtlicher Befugnisse der sich selbst verwaltenden Gesellschaft. Sie sind deshalb 

von Natur aus bestimmt und befugt, an erster Stelle jene allgemeinen Normen und Richtlinien aufzu-

stellen, die aus der Wirtschaft ein geordnetes, auf das Gemeinwohl hin gerichtetes Ganzes machen 

sollen. Es fallen ihnen daher in erster Linie jene vom Gemeinwohl geforderten Entscheidungen zu, die 

unter dem Zwang der Umstände der heutige Staat in zentrale Obhut genommen hat, z. B. Entschei-

dungen über Stillegung, über das allgemeine Wohl berührende Fragen der Kartellierung und Entschei-

dungen im Schlichtungsverfahren. Dadurch wird eine stärkere Berücksichtigung der einzelnen berufli-

chen Interessen ermöglicht und gleichzeitig der Staat von ihm zunächst nicht wesensgemäßen Aufga-

ben entlastet. 

 

Dieser berufsständische Aufbau der Wirtschaft und diese Ordnungsfunktion der Berufsstände sind für 

die christlichen Gewerkschaften der Weg, ihre alten Forderungen der Mitverantwortung und Subjekt-

stellung der Arbeiterschaft im Produktionsprozeß zu verwirklichen. Durch eine der fachlichen Struktur 

des jeweiligen Produktionszweiges entsprechende Durchführung der Parität zwischen Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer und mittels einer Wirtschaftspolitik, die den Machtfaktor des Privateigentums durch eine 

breite mittelständische Schicht in jedem Berufsstand neutralisiert, ist die praktische Entschluß-­ und 

Entscheidungsmöglichkeit des Berufsstandes in den angegebenen Fällen möglichst zu sichern. 

 

Im äußersten Falle verbleibt die Entscheidung bei der staatlichen Instanz. 

 

4. Der Staat. Der Staat wird von den christlichen Gewerkschaften als ein naturhaftes von einer geistig-

­sittlichen Gesellschaftsauffassung gefordertes Ordnungssystem von eigener Würde und Hoheit aner-

kannt und bejaht. Seine Entlastung durch die berufsständische Selbstverwaltung soll ihn für das eigent-

lich Politische frei machen. 

 

Die Gesellschaftsauffassung, die dem berufsständischen Gedanken als Selbstverwaltung zugrunde 

liegt, fordert auch eine organische Gestaltung des Staatswesens.  Die christlichen Gewerkschaften 
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bekennen sich daher zur wirksamen Geltendmachung des Volkswillens hinsichtlich der rein politischen 

Fragen. Zu diesen rein politischen Fragen gehören auch solche Wirtschaftsentscheidungen, die ihrer 

Natur nach das Gesamtdasein des Staatsvolkes nach innen oder außen berühren. Darunter fallen bei-

spielsweise solche Steuergesetze, die in den volkspolitischen Aufbau der Nation wesentlich eingreifen, 

und Handelsverträge, die ihrer Natur nach ebenfalls Lebensfragen der Nation nach innen und außen 

berühren. In diesen Fällen, deren letzter, rein politischer Charakter nicht zu verkennen ist, steht den 

berufsständischen Verwaltungskörpern der Wirtschaft, besonders ihrer Zusammenfassung in einem 

Reichswirtschaftsrat, lediglich eine beratende Rolle zu. 

 

Jene christliche und nationale Erziehung, die von den christlichen Gewerkschaften gefordert wird, be-

deutet im Hinblick auf den Staat die Erziehung der einzelnen zu Staatsbürgern, die in sittlicher Verant-

wortung und Reife ihre bürgerlichen Rechte wahrnehmen. 

 

5. Nation. Die christlichen Gewerkschaften bekennen sich zu einer freien starken deutschen Nation. 

Für diese Nation setzen sie ihre ganze Kraft ein. Deutschland muß frei sein, muß wehrhaft sein, um 

seine Weltgeltung wiederzuerlangen und zu behaupten. 

 

6. Völkergemeinschaft. Die christlichen Gewerkschaften bejahen die Solidarität der Menschheit und der 

Völker. Sie sprechen jeder Nation das Recht zu auf den eigenen starken Staat und auf gleichberechtigte 

Anteilnahme an der Weltwirtschaft. 

 

Unter dieser Voraussetzung sind die christlichen Gewerkschaften bereit, an allen Bestrebungen mitzu-

arbeiten, die der sittlichen Solidarität der Völker auf allen Gebieten der Kultur wirksam Ausdruck geben 

wollen. Freie, starke Nationalstaaten, in Gleichberechtigung und Gleichachtung einander verbunden, 

sind das beste Unterpfand für den Weltfrieden und die Zukunft der Völker. 

 

Quelle: Zentralblatt der christlichen Gewerkschaften Deutschlands Nr. 7 vom 1. April 1933, S. 87­89. 

 


